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für  R e c h t  erkannt:

Die Beklagte  wird unter teilweiser entsprechender Aufhebung des 
Bescheides des Bundesamtes für Migration  und Flüchtlinge vom 
27. Juli 2016 verpflichtet, dem  Kläger  die Flüchtl ingseigenschaft 
zuzuerkennen.

Im Übrigen wird  die Klage abgewiesen.

Die Beklagte trägt  die Kosten des  Verfahrens , für das Gerichtskosten 
nicht erhoben werden.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläuf ig vollstreckbar . Die Beklagte 
kann die Vollstreckung durch Sicherheitsle istung in Höhe von 110% 
des beizutreibenden Betrages  abwenden, wenn nicht der  Kläger v or 
der  Vollstreckung Sicherheit  in gle icher Höhe leistet.

T a t b e s t a n d :

Der a m ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ e b o r e n e  Kläger ist irak ischer Staa tsangehöriger kurd ischer Volks­

zugehörigkeit yezidischen Glaubens. Er reiste am 4 Mai 2015  au f dem Landweg in die 
Bundesrepublik Deutschland ein. Nachdem de r  mit Beschluss 
des A m ts g e r ic h ts ^ ^ ^ ^ |v o m  24. August  2018 zum Vormund für den Kläger bestellt 

worden war,  beantragte  dieser Asyl.

Zu r Begründung seines Asy lant rages trug  der  Kläger am 23. Juni 2016 beim Bundesamt 
für  M igrat ion und Flüchtlinge (Bundesamt)  vor, er sei homosexuell und dies  sei bei seiner 
Famil ie und in seiner  Heimat  nicht  akzeptiert. Als er  nach Deutschland gekomm en sei, 
habe er  se iner Familie erklärt, dass e r hom osexuell sei. Seine Familie habe ihm daraufhin  
geraten, zum Arzt zu gehen, was  er auch getan habe. Der Arz t habe jedoch  nur gelacht 
und ihm erklärt , dass dies normal sei. Sein Vater habe ihm erklärt, er solle sich behandeln 
lassen, wenn er homosexuell bleiben sollte, wolle  seine Familie nich ts m ehr mit ihm zu tun 
haben. Als  er  hier in Deutschland gewesen  sei, habe er ein Foto von sich und seinem 
Freund au f Wha tsApp hochgeladen, was sein in Deutschland lebender Onkel gesehen 
und ihn, den Kläger, daraufhin massiv bed roht habe. Einer seine r Cousins habe das g lei ­
che Problem, er sei von seiner  Famil ie geschlagen worden. Als  er noch im Irak gelebt 
habe, habe er deshalb niemandem gesagt, dass er  homosexuell sei. Er gehe abe r davon 
aus, dass seine Familie es mitbekom men habe. Sie hätten es an der Art und Weise ge­
merkt, in der  e r rede und sich bewege. Hier  in Deutschland erkundige sich seine Famil ie 
dauernd, was er  tue, und kontrolliere ihn.

We iter  ber ief  s ich der  Kläger zur  Begründung seines Asy lant rages au f den Krieg im Irak 
und die Situation der  Yeziden dort. Er erklä rte, er stamme aus in der  Nähe von 

Er sei mit seiner  vor  dem IS zunäch st nach in der  Nähe der türk ischen
Grenze geflohen.  Da sie dor t aber in einem Rohbau ohne Heizung hätten wohnen
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Vgl. EuGH, Urteil vom 07. November 2 0 1 3 - C-199/12 bis C-201 /12- , juris; Bayerischer Verwal­
tungsger ichtshof, Beschluss vom 09. Januar 2017 -  13a ZB  16.30516 - , juris, Verwaltungsgerich tshof  
Baden-Württemberg, Urteil vom 07. März 2013 -  A 9 S 1873/12 - ,  juris

Es s teht zur  Überzeugung der  E inzelrichterin fest, dass der K läger wegen seiner homose­
xuellen Neigung den Irak verlassen ha t So hat der  Kläger schon bei seiner  Anhörung 
beim Bundesamt klar  angegeben, dass er schon früh sein Anderssein gespürt habe. Er 
hat we iter darge legt, dass er davon ausgehe,  dass er durch seine Art, sich zu bewegen 
und zu sprechen, sich auch von anderen  abhebe,  dies  durchaus in der Familie und in d er 
Schule bemerkt worden sei und er deshalb  ausgegrenz t worden sei. Er hat we iter darge­
legt, dass er wegen seines homosexuellen Cousins,  der  von seiner Familie geschlagen 
worden sei, über seine Situa tion nicht gesprochen habe.

Auch nach dem persönlichen Eindruck, den der Kläger in der  mündlichen  Verhand lung 
hinte rlassen hat, bestehen keine Zweife l daran , dass der Kläger homosexuell ist und sich 
im Irak wegen der  dortigen Verhältn isse verfolg t fühlte. Der Kläger wurde als ehe r schü ch­
terner junger Mensch erlebt, der al lerd ings inzw ischen durchaus in de r Lage ist, seine Po­
sition zu erläu tern und auf Nachfragen Auskunft  zu geben. Er ist s ich nicht  nur  über  seine 
sexuelle Orientierung im Klaren, sondern offe nba r auch des Umstandes bewusst, das s er 
sich -  unabhängig von seiner Familie -  ein soziales  Umfeld schaffen muss, um diese 
Seite se iner Identi tät ausleben zu können, und engagiert sich deshalb gez ielt in dem Ju­
gendtreff

Hinzu kommen die Schilderungen des Beis tandes des Klägers in der mündlichen Ver-  
hand lung. Der Beistand des Klägers in der mündlichen Verhandlung ist Geschäftsführer 
des einem Vere in, der  sich für  die Interessen von Lesben,
Schwulen, Bisuexuellen sowie  Transsexuellen einsetzt.  Er hat g laubhaft  und nachdrücklich  
geschildert, wie sich der Kläger an den Verein gewandt habe, weil er mit seiner  Familie 
nicht  mehr zurechtgekommen sei, nachdem er  se inen  Angehörigen seine sexuelle Orien­
tierung mitgeteil t hatte. Der Beistand hat zudem w iderspruchsfrei und glaubhaft dargelegt, 
wie explosiv  und lauts tark die Ausein andersetzung des  Klägers mit seinem Bruder verlie f, 
als der Kläger die gemeinsame Wohnu ng verließ. Ebenso konnte er glaubhaft erklären, 
warum sich der Kläger, als er allein in Deutschland ankam, mit eine r Vormundschaft  

 einverstanden erk lärt  hatte. 
Denn im Hinblick au f die Sozia lisation des Klägers, bei der  der  Respekt vor  der  Familie 
eine überragende Rolle spielt , war es für  ihn in dieser  Situat ion völlig undenkba r, gegen­
über dem Amtsrichter als einer außenstehenden Person seine Schw ierigkeiten mit der 
Familie zu offenbaren, geschweige denn  den Grund dafür zu benennen. Erst nachdem er 
eine We ile in Deutschland gelebt und zur Schule  gegangen war, war es für  den Kläger mit 
Unte rstützung d e s ^ ^ ^ ^ ^ m ö g li c h ,  sich an das Jugendamt zu wenden und um Hilfe zu 
bitten, das diese Hilfe dann auch schne ll zu  V erfügung stellte.

Dem Kläger droh t in seinem Heimatland  weg en seiner  Homosexualitä t auch politische 
Verfolgung. Dabei kann offenbleiben, ob die Nachstellungen , die der  Kläger in seiner 
Heimat nach den Ausführungen im Sch riftsatz vom 9. März 2017  durch andere Kinder 
oder Jugendliche  erlitten hat, bere its als  polit ische Verfolgung qual ifizie rt werden können.












